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,224 der Beilagen zu den stenographischenProtokollen des Nationalrates VIII. GP; 

Bericht 
des Verfassungs,ausschusses 

, ! 

über die Regierungsvorlage (191 der Be,i- schen Reiches weggefallen ist, obliegt die Ver.­
lagen): Bundesgesetz, womit das Behörden- waltu'ng solcher Vermögenschaften nunmehr den 
Überleitungsgesetz, ,StGBI. Nr. 94/1945, für die Ver~altung von Bundesvermögen zu-

neuerlich abgeändert wird. ständigen Stellen. Verblieben ist eine sehr ge­
ringe Zahl von Aufgaben, die hauptsächlich das 

Nach § l' Abs. 2 des Behörden-überleitungs- Gebiet des öffentlichen Dienstrechtes umfassen. 
gesetzes" StGBl. Nr. 94/1945, war mit der Liqui- Mit der Durchführung dieser Maßnahmen wird 
dierung der für das Gebiet der Republik öster- durch den Gesetzentwurf das Bundeskanzler­
reich oder deren Teilbereiche bestehenden Be- amt betraut. Unter Bedachtnahme auf die Kom­
hörden, Amter, Anstalten, Unternehmung~n und petenzverteilung zwischen Bund und' Ländern ' 
sonstigen Einrichtungen des Deutschen Reiches beschränkt die Regi'erimgsvorlage die Aufgaben 
ein vom Bundeskanzler ;Seauftragter betraut, der Liquiqierung auf jene Maßnahmen, die in 
dessen Aufga.be es ferner war, das unlbewegliche die Vollziehung des Bundes fallen. 
und bewegliche Vermögen der zu liquidierenden Der Verfassungsausschuß hat ~ie Regierungs-
Einrichtungen sicherzustellen. vorlage in seiner Sitzung am 16. Mai 1957 be- , 

Die Liquiqierung ist auf Grund von Verwal- raten. Inder Debatte ergriffen außer dem Be- ' 
tungsakten und besonderen Gesetzen einschließ- richterst~tter die Abgeordneten Hol z f ein d, 
lieh Staatsverträgen zum größten Teil albgeschlos- Dr. Kr a n zIrn a y rund M a r k das Wort. 
sen. Insbesondere hat Art. 22 des österreichischen Bei der Abstimmung wurde die Regierungsvor­
Staatsvertrages, BGBl. Nr. 152/1955, eine end- lage einstimmig angenommen. 
gültige Regelung hinsichtlich, der Vermögens- Der, Verfassungs ausschuß stellt den An t rag, 
werte des Deutschen Reiches in österreich; die der Nationalrat wolle dem vQn der Bundes­
von den Alliierten Mächten innegehabt oder be- regierung vorgelegten Gesetzentwurf (191 der 
ansprucht wurden, getroffen. Da somit ~pätestens Beilagen) die verfassungsmäßige Zustimmung er­
mit dem Inkrafttretendes österreichische'n Staats- - teilen. 
vertrages eine Sicherstellungsfunktion hinsichtlich 

, der zu liqUidierenden Einrichtungen des Deut-

Wunder 
Berichterstatter 

Wien, am 16. Mai 1957 

Probst 
Obmann 
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